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Landesarmutskonferenz fordert Bündnis gegen Ausgrenzung  

Die Landesarmutskonferenz Mecklenburg-Vorpommern kritisiert den Vorschlag der Expertengruppe des Bundesarbeitsministeriums, die Entscheidung zur Angemessenheit von Unterkünften für ALG II-Empfänger den Kommunen selbst zu überlassen. 
Damit entzieht sich der Bund seiner Verantwortung, so die Sprecherin Irina Rimkus. 
Insgesamt sei die Bundesbeteiligung an den Kosten der Unterkunft in den letzten Jahren drastisch gesunken. In Mecklenburg-Vorpommern habe sie sich allein von 2008 auf 2009 um ca. 17,6 Mio. Euro verringert. Die Kommunen hätten ohnehin Schwierigkeiten, die stetig gesunkene Bundesbeteiligung abzufedern. Es  gäbe für Kommunen aufgrund ihrer klammen Kassen keine  Einsparmöglichkeiten, sie wären gezwungen, engere Angemessenheitskriterien festzulegen. Daher sei der neue Sparvorschlag weder für Betroffene noch für Kommunen hilfreich.
Die Klageflut an den Sozialgerichten würde zunehmen, sagte Irina Rimkus, denn für gerichtliche Entscheidungen wären bisher auch tatsächliche Kosten und Umstände der Wohnverhältnisse relevant. Neben der Anrechnung von Einkommen seien die Kosten der Unterkunft bisher größter Hauptstreitgegenstand an den Sozialgerichten, so die Sprecherin.
Nach Angaben des statistischen Landesamtes beträgt die durchschnittliche Wohnfläche pro Person in Mecklenburg-Vorpommern etwa 38 m². Im Ländervergleich würde nur noch Sachsen mit ca. 37 m² die geringste Wohnfläche bundesweit ausweisen. Die Nachfrage nach kleinem und günstigem Wohnraum besonders seit der Einführung von Hartz IV sei groß, sagt Irina Rimkus, auch angesichts dessen, dass Mecklenburg-Vorpommern neben Berlin und Sachsen-Anhalt die größte Zahl an ALG II-Empfänger zu verzeichnen hat.    

Die Bundesrechtssprechung gehe jedoch davon aus, dass der als angemessen definierte Wohnraum verfügbar und anmietbar sein muss, ebenso dass es ein Recht gibt auf Verbleib im eigenen sozialen Umfeld und dass deswegen Vergleichsgebiete zur Festlegung der Angemessenheit darauf abzustellen sind.  
Die Landesarmutskonferenz protestiert gegen die weitere Ausgrenzung der Schwächsten der Gesellschaft. Nach Ansicht der Sprecherin würden soziale Missstände durch politische Entscheidungen verursacht. Der Vorschlag wäre ein weiterer Schritt Armut zu verfestigen und deren Folgen auszublenden. 
Die Landesarmutskonferenz halte ein Bündnis vieler engagierter Personen und Einrichtungen für notwendig.   

